
Ilegale Mıgratıiıon

In den VELSANSCHECH Jahren Tabuisierung, Kriminalisierung un Humanısıe-
LUNS die Strategıen, MIt denen INa  - sıch ın Deutschland dem Problemkomplex der
autenthaltsrechtlichen [llegalıtät näherte. Tabuisierung steht zunächst für den Un
wiıllen, das Bestehen des Problems als solches anzuerkennen. Der Hınweis auf dıe
Zuständıigkeıt des 1mM Julı 2005 ZUur Bundespolizei umbenannten Bundesgrenz-
schutzes verkennt, W1e€e viele Möglıchkeiten heutzutage 1n Deutschland 21Dt, SEe1-
LE Autenthaltsstatus verlieren oder ohne eiınen solchen leben können. Bıs
heute ann nıemand dıe rage ach der exakten Zahl VO „Tllegalen“ beantworten.
Schätzungen CL 7zwischen 500000 un! 15 Miıllionen Menschen.

Kırchen, Wohlfahrtsverbände un: Mıgrantenorganısationen rieten angesichts der
wachsenden Zahl VO „Illegalen“ dazu auf, sıch ihrem Schicksal humanıtären
Gesichtspunkten anzunehmen. Dies tand Resonanz 1ın der VO Bundesinnenminıi1-
Ster (Jtto Schily 1m Jahr 2000 eingesetzten Unabhängigen Kommıuissıon „Zuwande-
runmz : Ö1e torderte, „illegalen“ Kındern den Schulbesuch ermögliıchen un klar-
zustellen, da{fß humanıtäre Hılfe nıcht den Straftatbestand der Beihilfe FE

unerlaubtem Autenthalt ertuüllt. och ach den Terroranschlägen des 198 Septem-
ber 2001 rückten Sıcherheitsaspekte 1n den Vordergrund. Politiker verlangten, die
gesamte Zuwanderungsdebatte AI Licht der Terrorerfahrungen TICUu führen“.
Dies geschah un viele Mafßnahmen, die auch „LNesale“ trafen, die Folge

Betürworter pragmatıscher Verbesserungen 1m Umgang mıiıt aufenthaltsrechtli-
cher Illegalıtät bestritten nıe, da dıe Bekämpfung VO Terrorısmus un Kriminalıität
ein legitimes Anlıegen des Staates 1STt. Ö1e betonten aber, da{flß der Umgang MIt Men-
schen, die lediglich autenthalts- un:! arbeitsrechtliche Bestimmungen VeCI-

stoßen, 1ne andere Strategıe ertordert als der Kampf Terrorısten. FEbenso wird
dem Staat nırgends das legıtıme Bemühen abgesprochen, unerlaubte Zuwan-
derung un unerlaubten Auftenthalt vorzugehen. Wohl aber wiırd gefordert, dieses
Recht mıi1t Polizeı, Ausländer- un:! anderen Ordnungsbehörden auszuüben un
nıcht Schul- un:! Krankenhausverwaltungen ın den Kontrollzweck einzuspannen.

Im Marz 2005 wurde eın Anlauf 1n diese Rıchtung Nie  men Das 2004
auf Inıtiatıve der Migrationskommission der Deutschen Bischotskonterenz gebildete
„Katholische orum Leben in der Illegalıtät“ eın „Manıfest ıllegale 7Zuwande-
LULNS für 1ne ditfferenzierte und lösungsorientierte Diskussion“ Darın heifßt Cdy
da{ß „Jeder Versuch, ırreguläre Zuwanderung 1m Rahmen der rechtsstaatlich vertireLtL-

baren Möglıchkeiten begrenzen, sıch auch mıt ergaänzenden un alternatıven Ma{fßS-
nahmen auseinandersetzen“ MUu: Dazu yehören „FragenIllegale Migration  In den vergangenen Jahren waren Tabuisierung, Kriminalisierung und Humanisie-  rung die Strategien, mit denen man sich in Deutschland dem Problemkomplex der  aufenthaltsrechtlichen Illegalität näherte. Tabuisierung steht zunächst für den Un-  willen, das Bestehen des Problems als solches anzuerkennen. Der Hinweis auf die  Zuständigkeit des im Juli 2005 zur Bundespolizei umbenannten Bundesgrenz-  schutzes verkennt, wie viele Möglichkeiten es heutzutage in Deutschland gibt, sei-  nen Aufenthaltsstatus zu verlieren oder ohne einen solchen leben zu können. Bis  heute kann niemand die Frage nach der exakten Zahl von „Illegalen“ beantworten.  Schätzungen nennen zwischen 500000 und 1,5 Millionen Menschen.  Kirchen, Wohlfahrtsverbände und Migrantenorganisationen riefen angesichts der  wachsenden Zahl von „Illegalen“ dazu auf, sich ihrem Schicksal unter humanitären  Gesichtspunkten anzunehmen. Dies fand Resonanz in der von Bundesinnenmini-  ster Otto Schily im Jahr 2000 eingesetzten Unabhängigen Kommission „Zuwande-  rung“: Sie forderte, „illegalen“ Kindern den Schulbesuch zu ermöglichen und klar-  zustellen, daß humanitäre Hilfe nicht den Straftatbestand der Beihilfe zu  unerlaubtem Aufenthalt erfüllt. Doch nach den Terroranschlägen des 11. Septem-  ber 2001 rückten Sicherheitsaspekte iın den Vordergrund. Politiker verlangten, die  gesamte Zuwanderungsdebatte „im Licht der Terrorerfahrungen neu zu führen“.  Dies geschah — und viele Maßnahmen, die auch „Illegale“ trafen, waren die Folge.  Befürworter pragmatischer Verbesserungen iım Umgang mit aufenthaltsrechtli-  cher Illegalität bestritten nie, daß die Bekämpfung von Terrorismus und Kriminalität  ein legitimes Anliegen des Staates ist. Sie betonten aber, daß der Umgang mit Men-  schen, die lediglich gegen aufenthalts- und arbeitsrechtliche Bestimmungen ver-  stoßen, eine andere Strategie erfordert als der Kampf gegen Terroristen. Ebenso wird  dem Staat nirgends das legitime Bemühen abgesprochen, gegen unerlaubte Zuwan-  derung und unerlaubten Aufenthalt vorzugehen. Wohl aber wird gefordert, dieses  Recht mit Polizei, Ausländer- und anderen Ordnungsbehörden auszuüben und  nicht Schul- und Krankenhausverwaltungen ın den Kontrollzweck einzuspannen.  Im März 2005 wurde ein neuer Anlauf in diese Richtung unternommen: Das 2004  auf Initiative der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz gebildete  „Katholische Forum Leben in der Illegalität“ regte ein „Manifest illegale Zuwande-  rung für eine differenzierte und lösungsorientierte Diskussion“ an. Darin heißt es,  daß „jeder Versuch, irreguläre Zuwanderung im Rahmen der rechtsstaatlich vertret-  baren Möglichkeiten zu begrenzen, sich auch mit ergänzenden und alternativen Maß-  nahmen auseinandersetzen“ muß. Dazu gehören „Fragen ... wie etwa (die) medizi-  nische Grundversorgung, (der) Schutz vor Ausbeutung und Schuldknechtschaft oder  9/2005 — www.stimmen-der-zeit.de  SW1€ ELW 1C medi171-
nısche Grundversorgung, er Schutz VOT Ausbeutung un Schuldknechtschaft oder

9/2005 www.stimmen-der-zeıt.de VT



(dıe) Berücksichtigung mitbetrottener Kinder ebenso W1€e grundsätzlıchere UÜberle-
SUNsSCH den Wechselwirkungen zwıschen regularer un ırregulärer Zuwanderung
un den damıt verbundenen zuwanderungspolıtischen Gestaltungsoptionen” Das
Manıtest wiırd mıtgetragen VO  =) ber 400 Politikern, Oberbürgermeıstern, Rıchtern,
Wissenschaftlern, Kırchen- un Gewerkschaftsführern, promınenten Vertretern der
Ärzte, Lehrer, Polizeıi, Nıchtregierungsorganısatiıonen un! Journalısten. Die Frank-
turter Rundschau bemerkte AA „Dafß eın breites Bündnıs das Problem AaUusSs der
Verdraängung holt, 1St fast eın Wunder un tür Deutschland eın historisches Novum.
Denn bisher 1St selbst be] wenıger prekären ausländerpolitischen Themen aum
gelungen, viele promiınente Namen zusammenzubrıngen.“

Humanıtät zahlt sıch A4UuUS Die Gesellschaft profitiert davon, WE eiıne mınımale
Gesundheıitsversorgung Ansteckungsgefahren vermindert, WenNnn Kınder nıcht VCI-

haltensgestört werden, sondern normal soz1ialısiert heranwachsen, Wenn Ausgebeu-
tfetie F: Anzeıge ermutigt werden, da 11L1all eınen sehr tGUFCH,; aber i60UME be-
grenzt wırksamen Kontrollapparat tinanzıert.

In der Diskussion ber Zuwanderung mussen saubere Grenzen „wischen autent-
haltsrechtlicher Illegalıtät, Krimiınalıtät oder Sal Terrorısmus SCZOSCI werden.
Nıcht eLWwWa Schleuser, Prostituerte oder AI Top-Terrorısten bılden die Mehrheit
nier den aufenthaltsrechtlich „Illegalen“, sondern Arbeıtsmigranten, etwa Haus-
haltshılfen, die ach wissenschaftlichen Erhebungen wenı1gstens gelegentlich 1n bıs

vier Millionen Haushalten beschäftigt werden. Davon sınd aber 1Ur Be-
schäftigungsverhältnısse sozilalversicherungspflichtig regıstrıert.

In eıner zunehmend olobal vernetzten Welt, auch Land viele Türen für
Tourısten, Besucher, Geschäftsleute, ans der Fußball-WM USW. öffnet, ann INa  S

selbst mı1t biometrischen Ausweısen nıcht verhindern, da{fß Menschen diese MoOög-
lıchkeiten scheinbar legal oder illegal nutzen, WE S1Ee sıch davon eınen Ausweg A4US

Verfolgung oder Armut erhoften. Repressive Maflßnahmen werden das illegale M i1-
grationsgeschehen verändern, aber nıcht verhindern können: Alleın die hohe Zahl
VO Grenzübertritten macht CS unmöglıch, da{fß jeder einzelne kontrolliert werden
ann der Verkehr würde zusammenbrechen.

[)as Phänomen der iıllegalen Mıgration 1St in seıner Größenordnung NCU, der Um:

alg mıt ıhm mu{fß ebenso gelernt werden WI1€e der mi1t dem grenzenlosen Internet.
Ordnungspolitische Ansätze VO gestern taugen nıcht für dieses Problem VO  . heute
und MOrSCH. Antworten tindet INan ehesten, WENN 111all sıch ıhm aufgeschlossen,
ditferenzıiert, mutıg un: kreatıv nähert alles Merkmale, dıe den deutschen Umgang
mMIt dem Phänomen der aufenthaltsrechtlichen Illegalität och nıcht kennzeıichnen.
Leitend mu{ß dabe1 das Prinzıp der Menschenwürde sSe1IN. apst Johannes Paul ı88
stellte dazu eiınmal unmißverständlich klar „Der Status der Ungesetzlichkeıit recht-
tertigt keine Abstriche be1 der Würde des Mıgranten, der MIt unveräußerlichen ech-
ten versehen ISt; die weder verletzt och unbeachtet gelassen werden dürten.“
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